
Muster 7: 
Haftbeschwerde

Amtsgericht
66104 Saarbrücken

– … Gs … –

Sehr geehrter Herr Richter am Amtsgericht …

In dem Ermittlungsverfahren

betr. …

wegen …

wird die mit Schriftsatz vom (…) eingelegte Beschwerde wie folgt begründet:

Es besteht weder der Haftgrund der Flucht noch der der Fluchtgefahr.

I.
Flüchtig ist der Beschuldigte, wenn er sich von seinem bisherigen räumlichen Lebensmittelpunkt absetzt, um für Ermittlungsbehörden und Gerichte in dem gegen ihn anhängigen Verfahren unerreichbar zu sein und ihrem Zugriff zu entgehen (vgl. KK-Graf StPO 6. Auflage 2008, § 112 Rn. 11 m.w.N.). Erforderlich ist demnach das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte dafür, dass sich der Beschuldigte dem Verfahren entzogen hat (vgl. Meyer-Goßner StPO 54. Auflage 2011, § 112 Rn. 13 m.w.N.). In einer Entscheidung des OLG Bremen (StV 1997, 533) heißt es hierzu wörtlich:

„Für den Haftgrund der Flucht müssen Anhaltspunkte dafür ersichtlich sein, dass der Beschuldigte seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthaltsort im Zusammenhang mit dem Ermittlungsverfahren ins Ausland verlegt hat.“

Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfüllt.

1.
Soweit im Haftbefehl (Bl. … d.A.) u.a. ausgeführt wird,


„Vielmehr hat er nach Angaben des Mitbeschuldigten R. seinen Wohnsitz nach Frankreich verlegt.“,


sind diese Feststellungen bereits nicht geeignet, konkrete Anhaltspunkte im vorgenannten Sinne zu begründen. Die Schlussfolgerung, die Wohnsitzverlegung sei zum Zwecke der Flucht erfolgt, stellt nicht mehr als eine bloße Vermutung dar; es fehlen jegliche Feststellungen bzgl. eines konkreten Zusammenhangs zwischen der Wohnsitzverlegung und dem anhängigen Ermittlungsverfahren.

2.
Unabhängig davon sind diese Feststellungen auch der Sache nach unzutreffend.


Die Verlegung des Wohnsitzes erfolgte, nachdem der Beschuldigte seinen Arbeitsplatz in Saarbrücken verloren und im benachbarten Ausland eine neue Beschäftigung gefunden hatte; die Kopie der schriftlichen Kündigungserklärung sowie des neuen Arbeitsvertrages liegt an.


Der berufsbedingte Wechsel ins Ausland steht der Annahme des erforderlichen Fluchtwillens entgegen. Zutreffend heißt es in einer Entscheidung des OLG Stuttgart (StV 1995, 258, so auch OLG München StV 2002, 205) hierzu:


„Es kann dem Beschuldigten (…) nicht widerlegt werden, dass er ohne Zusammenhang mit dem vorliegenden Verfahren in sein Heimatland zurückkehrte. Er hatte nach seiner Kündigung des Arbeitsverhältnisses mit der Firma A. dort wieder Arbeit gefunden und zog zu seiner Familie nach Straßbourg. Andere Fakten sind nicht ersichtlich. Ein Entziehen ist bei diesen zeitlichen Abläufen nicht nachzuweisen. Der Umstand, dass sich der Beschuldigte seit seinem Umzug nach Straßbourg dort aufhält, nicht wieder in die Bundesrepublik eingereist ist und auch keinen Zustellungsbevollmächtigten bestellte, kann weder allein noch in der Gesamtschau genügen, Flucht oder Fluchtgefahr zu bejahen.“


Nach alledem kann die Anordnung der Untersuchungshaft nicht auf den Haftgrund der Flucht gestützt werden.

II.
Ebenso wenig besteht der Haftgrund der Fluchtgefahr.

Ein Ausländer, der – wie hier – in sein Heimatland zurückkehrt, ist nur flüchtig, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass er dort untertauchen oder sich in sonstiger Weise dem Verfahren entziehen will. Das OLG Naumburg (StV 1996, 381; vgl. auch OLG Frankfurt StV 1994, 581 f.; OLG Stuttgart StV 1995, 258; OLG Brandenburg StV 1996, 381; KK-Graf StPO 6. Auflage 2008, § 112 Rn. 22 m.w.N.) führt insoweit zutreffend aus:

„In diesem Zusammenhang ist zwar zu berücksichtigen, dass der Beschuldigte seinen Wohnsitz in Österreich hat, (…), so dass eine überwiegende Wahrscheinlichkeit dafür sprechen mag, dass er nach Österreich zurückkehren und damit die Durchführung des gegen ihn gerichteten Strafverfahrens nicht erleichtern wird. Diese Umstände allein rechtfertigen jedoch nicht die Annahme einer Fluchtgefahr, denn diese setzt weitergehend voraus, dass sich der Beschuldigte dem Verfahren entzieht. „Entziehen“ ist ein vom Beschuldigten vorgenommenes Verhalten, das den zumindest beabsichtigten Erfolg hat, den Fortgang des Verfahrens dauernd oder vorübergehend durch Aufgeben der Bereitschaft zu verhindern, Ladungen, Vollzugs- oder Vollstreckungsmaßnahmen zur Verfügung zu stehen (…). Der Täter entzieht sich dem Verfahren indessen nicht, wenn er unter einer den Strafverfolgungsbehörden bekannten Adresse im Ausland schlicht verbleibt und sich dort zu Verfügung hält (…). Anhaltspunkte dafür, dass der Beschuldigte sich unter dem Druck der – relativierten – Straferwartung unter Trennung von seiner Ehefrau den Strafverfolgungsbehörden nicht zur Verfügung halten und an einen unbekannten Ort absetzen wird, sind hingegen nicht erkennbar, (…).“

Allein der berufsbedingte Wechsel rechtfertigt somit auch nicht die Annahme von Fluchtgefahr.

Davon, dass die Straferwartung eine andere Betrachtungsweise zuließe, geht selbst die Staatsanwaltschaft nicht aus, so dass insgesamt vom Fehlen etwaiger Haftgründe auszugehen ist.

Ich beantrage daher,
den Haftbefehl des Amtsgericht Saarlouis vom (…) aufzuheben,
hilfsweise,
gegen Hinterlegung einer Sicherheit in Höhe von 5.000 € außer Vollzug zu setzen.

Eine Kopie dieses Schriftsatzes habe ich der Staatsanwaltschaft Saarbrücken direkt zur Stellungnahme zugeleitet.

Rechtsanwalt
(c) C.F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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